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Der folgende Beitrag möchte Aufmerksamkeit auf ein Problem

lenken, das infolge der Kindschaftsrechtsreform von 1998 entstan¬

den ist: Das Kindeswohl ist gefährdet durch eine häufig rigide und

systematische Durchsetzung von Umgangsrechten selbst für Väter,

die gegen die Mutter und/oder das Kind körperliche und sexuelle

Gewalt ausgeübt sowie diese psychisch drangsaliert haben. Dies

folgt aus einer Rechtsauffassung, die die Gründe für die Umgangs¬

verweigerung von Müttern nicht ernst genug nimmt und so unge¬

wollt einer Kindeswohlgefährdung Vorschub leistet. Aufgezeigt
werden u.a. die rechtlichen Mittel, die gegen Mütter angewandt
werden, um entgegen deren massiven Ängsten und negativen Er¬

fahrungen den Kontakt des Vaters mit seinem Kind zu erzwingen.
Gefordert werden Veränderungen im Gesetz sowie in der Praxis

jüE von Sozialarbeit, Gutachterwesen und Justiz mit dem Ziel einer

Qualifizierung der Fachbasis für einen angemessenen, opferschüt¬
zenden Umgang mit Männergewalt gegen Frauen und Kinder in

der Familie.

Die Untersuchung von Proksch (2002a) über die Auswirkungen der

gemeinsamen elterlichen Sorge (geS) als Regelfall sowie über deren allge¬
meine Umsetzung und Akzeptanz ergab, dass ca. 76 % der befragten
Eltern die gemeinsame Sorge für das Kind nach der Trennung auto¬

matisch behielten. Jedoch konnten die Eltern »ganz überwiegend
keine Unterstützung oder Entlastung für sich durch den anderen

Elternteil erkennen« (Proksch 2002b, S. 105). Die Zusammenarbeit

zwischen den Eltern mit gemeinsamer Sorge wird zu fast 60 % als

nicht gut angegeben (a. a. O., S. 101), die Beziehung zwischen ihnen

ist zu 42,4% »gespannt«. Überwiegend wird vorgebracht, die Orga¬
nisation der gemeinsamen Sorge mit dem Expartner sei nicht gut:
76 % fühlen sich von ihm nicht unterstützt und 78 % nicht entlastet

(vgl. Proksch 2001, S. 71). Ein Drittel der Eltern mit gemeinsamer

Sorge äußert Zweifel an der Richtigkeit, die gemeinsame Sorge für

die Kinder nach der Trennung belassen zu haben, bzw. hält dies im

Nachhinein explizit für falsch (vgl. VAMV 2003; Proksch 2002b,

S. 117). Diese Ergebnisse verweisen auf erhebliche Probleme in der

konkreten Umsetzung der Sorge. Sehr viele Konflikte spielen sich



auf der Ebene des Umgangsrechts bzw. der

Praxis des Umgangs ab, sodass »von einer

Konfliktverschiebung vom Sorgerecht auf

das Umgangsrecht« gesprochen werden kann

(VAMV 2003, S. 5).
Dennoch werden die 76 % als großer Er¬

folg der Rechtsänderung gefeiert und impli¬
zit mit einer bewussten Einigung zwischen

den Eltern - d. h. einer freiwilligen Entschei¬

dung für die gemeinsame Sorge - gleichge¬
setzt (vgl. Proksch 2002a, Gesamtergebnis,
S. 62). Angesichts der Tatsache aber, dass vor

der Einführung der gemeinsamen elterlichen

Sorge nur ca. 20 % der sich trennenden El¬

tern diese Form wählten, ist bei der Bewer¬

tung der Untersuchungsergebnisse von

Proksch zu berücksichtigen, dass eine Frei¬

willigkeit, eine Wahlmöglichkeit für die ge¬

meinsame Sorge, heute nicht mehr gege¬

ben ist und die Entscheidung gegen sie mit

relativ hohen Hürden versehen wurde.

Obwohl nach der Neugestaltung in eini¬

gen Beiträgen betont wurde, dass das Gesetz

der gemeinsamen elterlichen Sorge keinen Vor¬

rang vor der alleinigen elterlichen Sorge (aeS)
geben wollte, ist die Beantragung der Letz¬

teren in der Praxis oft mit großen Schwierig¬
keiten verbunden (vgl. Pötz-Neuburger
1999). So muss überzeugend nachgewiesen
werden, dass die gemeinsame Sorge dem

Wohl des Kindes schadet, während grund¬
sätzlich - nicht nur in der Justiz, sondern

ebenso in der Sozialarbeit und von Fami-

liengutachterlnnen - davon ausgegangen

wird, dass sie dem Kindeswohl förderlich

ist. Die vorgetragenen Gründe für die Bean¬

tragung der alleinigen Sorge müssen vom

Gericht nicht anerkannt werden, und in vie¬

len Fällen wird daher auch der Antrag zu¬

rückgewiesen.

Ein Viertel der Mütter erhält die

alleinige elterliche Sorge

Nach der Proksch-Studie (2002a, S. 6)
setzen sich ca. 24 °/o der Eltern, zumeist

Mütter, mit ihrem Antrag auf alleinige elter¬

liche Sorge durch. Die Kenntnis vieler Fälle

zeigt jedoch, dass das Antragsverfahren oft

lange dauert und viel Kraft sowie Geld er¬

fordert, was wiederum vielen Müttern nach

der Trennung nicht zur Verfügung steht.

Wenn dem Antrag stattgegeben wird, sind

unter den häufig schwierigen Bedingungen
24 % daher als relativ hoher Anteil anzuse¬

hen. Zusätzlich muss in Betracht gezogen

werden, dass viele Mütter erst gar nicht ver¬

suchen, den Antrag zu stellen oder ihm -

in anderen Fällen - nicht stattgegeben wird.

Die allgemeine Auffassung, mit der sich

Mütter nach einer Trennung konfrontiert

•

sehen, wonach die gemeinsame elterliche

Sorge dem Kinde grundsätzlich nütze und

Kind wie Vater ein Recht aufeinander ha¬

ben, stellt den Widerspruch von Müttern

von vornherein in ein schlechtes Licht. Die¬

se Position unterstellt der widersprechenden
Mutter, sie wolle das Kind dem Vater vor¬

enthalten und schade damit den Interessen

des Kindes (vgl. Heiliger / Wischnewski

2003). Allein diese Haltung, der Mütter

vielfach begegnen, ist geeignet, diese zu ent¬

mutigen - selbst dann, wenn sie davon

überzeugt sind, dass der Kontakt mit dem

Vater dem IKind schadet und ihnen selbst

extrem hohe Belastungen und Konflikte auf¬

gebürdet werden.

Der Erfolgsmeldung im Ergebnis der

Proksch-Studie, die gemeinsame elterliche

Sorge habe insgesamt zu einer Entlastung
im Trennungsstreit gefuhrt, ist daher mit

gebotener Skepsis zu begegnen, zumal dem

Viertel der alleinigen elterlichen Sorge von

Proksch eine deutlich negativ konnotierte

Aufmerksamkeit zuteil wird. Alle Folgen,
die sich aus der Situation zwischen den El¬

tern ergeben, die zur Beantragung der allei¬

nigen elterlichen Sorge gefuhrt haben, be¬

gründet Proksch implizit mit dieser Sorge¬
rechtsform, indem er fragwürdige Vergleiche
zwischen den beiden Sorgerechtsformen an¬

stellt. Vor allem bleibt er blind gegenüber
der Tatsache, dass es sich in vielen der Fälle

nicht nur um allgemeine »Beziehungskon¬
flikte« zwischen den Eltern handelt, wie er

suggeriert. Oftmals geht es hier um Gewalt¬

erfahrungen von Müttern und Kindern, psy¬

chische und physische Gewalt, Missbrauch

von Macht sowie sexuellen Missbrauch

durch den Kindsvater. Viele der betroffenen

Kinder lehnen aus diesen Gründen einen

weiteren Kontakt mit dem Vater von sich
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aus ab. Mit der Ausblendung dieser z. T.

dramatischen Verhältnisse bleibt in der Stu¬

die von Proksch die Lebensrealität gerade
derjenigen Frauen und Kinder verborgen, für

die das geltende Sorge- und Umgangsrecht
eben keine Entlastung, sondern eine schwe¬

re Belastung und Schädigung mit sich

bringt.
Proksch stellt bei seiner positiven Würdi¬

gung der gemeinsamen elterlichen Sorge als

wesentliches Kriterium die formale Koope¬
ration zwischen den Eltern heraus, ohne

hierbei die Qualität der Kooperation näher

zu beleuchten. Bei der alleinigen elterlichen

Sorge wiederum betont er negativ das mit

deren Durchsetzung häufig verbundene

Konfliktpotenzial und vermittelt dabei den

Eindruck, als habe dieses Potenzial in der

Sorgerechtsform, d. h. der alleinigen elter¬

lichen Sorge, schon seinen Grund. Damit

aber stellt er die Zusammenhänge auf den

Kopf und diskreditiert implizit die alleinige
Sorge gegenüber der gemeinsamen Sorge, zu

der die Eltern nach dem geltenden Kind¬

schaftsrecht gezwungen sind. An anderer

Stelle erkennt Proksch aufgrund des von der

gemeinsamen elterlichen Sorge ausgehen¬
den Zwangs der Eltern, miteinander umzu¬

gehen, durchaus die Notwendigkeit von

Konfliktregelungen. Nur zieht er keine

Schlussfolgerungen daraus, dass es gemein¬
hin die Mütter - und die Kinder - sind, die

die Zwänge auszuhalten haben und bei der

Konfliktregelung den Kürzeren ziehen.

Ob diese erzwungene Sorgeregelung dem

Wohle des Kindes dient, wird sich erst län¬

gerfristig erweisen -

vorausgesetzt, in der

Bundesrepublik wird eine ähnliche Lang¬
zeitstudie in Auftrag gegeben, wie sie z. B.

Wallerstein und Lewis in den USA durchge¬
führt haben (vgl. Wallerstein / Lewis 2001).
Diese Studie, bei der auch Frauen und Män¬

ner befragt wurden, die bei der Scheidung
ihrer Eltern selbst noch Kinder waren, ergab,
dass ein erzwungener Kontakt nicht zu einer

positiven Beziehung zum Vater, sondern

eher umgekehrt zu dessen starker Ableh¬

nung beigetragen hat. Für die BRD sind

kaum andere Ergebnisse zu erwarten, wenn

die eingangs angeführten Zahlen betrachtet

werden, die für ein hohes Konfliktpotenzial
sprechen, das die Kontakte zwischen den

Eltern sowie zwischen Kindern und dem

nicht mit diesen zusammenlebenden Eltern¬

teil belastet. Andere Faktoren, wie z. B.

Räumlichkeiten, der Wechsel zwischen zwei

Wohnungen usw., wie sie Hater (s. DISKURS

2/2003) fokussiert, erscheinen hier eher ne¬

bensächlich. Viel entscheidender für das

Heranwachsen der Kinder nach Trennung
der Eltern sind die emotionale Situation im

Leben mit der - zumeist - Mutter und die

Gestaltung der Umgangsregelungen (vgl. Kindler/

Schwabe-Höllein 2002). Viele Mütter »strecken die Waf¬

fen« in ihren Bemühungen um den Schutz ihrer Kinder

vor weitergehendem Schaden, wenn ihnen von ASD, Ju¬
gendamt, Gutachterinnen und/oder Gerichten vermittelt

wird - wie es Berichten zufolge oftmals geschieht (vgl.
Heiliger / Wischnewski 2003) -, sie hätten ohnehin kei¬

ne Chance, den Kontakt mit dem Kindsvater zu verhin¬

dern. Wenn dieser nicht schon über die gemeinsame el¬

terliche Sorge zustande komme, lasse er sich über das

Umgangsrecht erzwingen.
Es ist wenig hilfreich, gemeinsame und alleinige elter¬

liche Sorge einander gegenüberzustellen, wie Proksch

dies durchgängig tut, wenn nicht die Qualität in der

Handhabung der gemeinsamen Sorge und die Gründe

für die Beantragung der alleinigen Sorge berücksichtigt
werden. Entgegen verbreiteter Auffassung, die Mütter

wollten sich an dem Kindsvater rächen, liegen die Grün¬

de für den Antrag zumeist in gravierenden Gewalthand¬

lungen, im sexuellen Missbrauch des Kindes oder in

psychischen und Alkohol-Problemen des Kindsvaters

(vgl. Heiliger / Wischnewski 2003). Wenn diese Gründe

mit der Erlangung der alleinigen elterlichen Sorge auch

noch nicht zwangsläufig aus der Welt sind - da sie im

Umgang von Vater und Kind u. U. weiter bestehen kön¬

nen -, äußern Mütter eine hohe Zufriedenheit mit die¬

ser Sorgerechtsform und berichten über die mit dieser

einhergehenden guten Beziehung zu ihren Kindern, für

die sie Sorge tragen (Proksch 2002a, S. 10).

Mangel an Berücksichtigung von Gewalt und

Bedrohung

Die Auseinandersetzung mit den seit der Reform des

Kindschaftsrechts angestiegenen hochstreitigen Fällen

(vgl. Salgo 2002; Weiser 2002), in denen Gewalt gegen
die Mutter, sexueller Missbrauch an den Kindern und/

oder massive psychische Beeinträchtigungen oder Alko¬

holismus der Kindsväter vorliegen, macht deutlich, dass

diese Gruppe nicht vernachlässigt werden darP - hier

besteht ein großer Informations- und Handlungsbedarf.
So müssen neue Regelungen gefunden werden, um die

Mütter in Konfliktsituationen - statt sie zusätzlich zu

belasten -

zu unterstützen, den Kindern den notwen¬

digen Schutz zu geben und eine weitergehende Gefähr¬

dung des Kindeswohls zu vermeiden. Ein Schritt in die¬
se Richtung ist das Urteil des Bundesverfassungsgerich¬
tes vom 18.12.2003, eine Mutter, die Gewalt von dem

Die Auswirkungen der oft jahrelangen Gewalt und

Terrorisierung durch Ehemänner auf die betroffenen Frauen und

Kinder werden - auch im Gewaltschutzgesetz - noch nicht

genügend beachtet und in ihren schwerwiegenden
gesundheitlichen und psychischen Schädigungen zu wenig gesehen..



Vater des Kindes erfahren habe, brauche das

Sorgerecht mit ihm nicht zu teilen (vgl.
Pressemitteilung 3/2004). Das Umgangs¬
recht bleibt von dieser Entscheidung jedoch
unberührt.

Der verzweifelte Kampf vieler Mütter um

den Schutz ihres Kindes und um ein siche¬

res Leben mit dem Kind fordert Beachtung
und Respekt (vgl. Heiliger / Wischnewski

2003). Die gesellschaftliche Debatte in der

Bundesrepublik um Männergewalt gegen

Frauen und Kinder in Familie und Bezie¬

hungen, die seit den 1990er-Jahren verstärkt

geführt wird und u. a. zum Aktionsplan der

Bundesregierung zur Bekämpfung von Ge¬

walt gegen Frauen (BMFSFJ 1999) und

zum Erlass des so genannten Gewaltschutz¬

gesetzes geführt hat, weist eine prekäre Lü¬

cke auf (vgl. Flügge 2003). Der Ausschluss

gewalttätiger Männer aus der Wohnung löst

die bedrohliche Situation für Mütter und

Kinder nicht zwangsläufig auf. Begleit- und

Folgemaßnahmen zum Schutz von Müttern

und Kindern sind notwendig, werden jedoch
oftmals nicht ergriffen. Gewalttätige Ehe¬

männer und Väter bleiben von den Strafver¬

folgungsbehörden bislang weitgehend unbe¬

helligt, auch wenn mittlerweile die Auffas¬

sung, es handele sich hier nur um private

»Familienstreitigkeiten«, einem Bewusstsein

zu weichen beginnt, dass es sich hier glei¬
chermaßen um Straftaten handelt, vor allem

dann, wenn verschärfte Bedingungen vorlie¬

gen wie bei ökonomischer und psychischer
Abhängigkeit der Frauen von ihren Partnern.

Die Auswirkungen der oft jahrelangen
Gewalt und Terrorisierung durch Ehemänner

auf die betroffenen Frauen und Kinder wer¬

den - auch im Gewaltschutzgesetz - noch

nicht genügend beachtet und in ihren

schwerwiegenden gesundheitlichen und psy¬

chischen Schädigungen zu wenig gesehen.
Zu diesem Schluss kommt die Bund-Län¬

der-Arbeitsgruppe »Häusliche Gewalt«, die

die Umsetzung des Aktionsplanes begleitet
(vgl. Schweikert / Schirrmacher 2002; Salgo

2002). Berichte von betroffenen Frauen füh¬

ren deutlich vor Augen, dass Mitarbeiterin¬

nen in Institutionen häufig die Gewalt ge¬

gen die Mutter ausblenden - in der Auffas¬

sung, dies habe mit dem Kind sowie dem

Sorge- und Umgangsrecht des Vaters nichts

zu tun (vgl. Heiliger / Wischnewski 2003).
Diese Ansicht, die weit verbreitet zu sein

scheint, zeugt von erschreckender Unkennt¬

nis der schwierigen Situation von Kindern,
die Gewalt gegen ihre Mutter miterleben

müssen - und sie schützt zudem die Täter,
nicht aber die Opfer. Die Gründe für diese

Haltung sind verstärkt zu erforschen, um

professionelles Handeln in Zukunft dahin¬

gehend zu qualifizieren, dass mit Gewalt¬

erfahrungen von Frauen und Kindern im

häuslichen Bereich angemessen und opfer¬
schützend umgegangen werden kann.

Frauen und Kinder bleiben häufig
weiterhin negativen Einflüssen durch Ex¬

Ehemänner ausgesetzt; dies geschieht unter

Berufung auf Rechte dieser Männer im neu¬

en Kindschaftsrecht. Die Kenntnis des so

genannten »Battered Women Syndrome«
(vgl. Walker 2000) hat in der Bundesrepub¬
lik noch kaum Eingang in professionelles
Handeln von Sozialarbeit, Justiz und Psy¬
chologie gefunden. Gleichermaßen fehlt

weitgehend die Wahrnehmung der Folgen
von Gewalthandeln gegen Kinder bei so¬

wohl selbst erlebter Gewalt als auch miter¬

lebter Gewalt gegen die Mutter (vgl.
Heynen 2000; Kindler 2002). Diese Aus¬

blendung geht dabei nicht selten so weit,
dass konkret nachweisbare, dokumentierte

Symptome und Schädigungen von Kindern

übergangen werden und sich vertiefen kön¬

nen, wenn weiterhin Kontakte zu dem ge¬

walttätigen Vater stattfinden.

Forschungen, vor allem in den USA, ha¬

ben inzwischen die Traumatisierungen auf¬

gezeigt, die Kinder erfahren, wenn sie Ge¬

walt ausgesetzt sind und Gewalt, z. B. gegen

ihre Mutter, selbst miterleben (vgl. Strasser

2001; Kindler 2002). Fegert (1999) weist

beharrlich auf die schweren Symptomatiken
hin, mit denen Kinder aus hochstreitigen
familialen Konstellationen in der kinder-
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ärztlichen Praxis sowie in Kliniken vorge¬

stellt werden. Mütter beschreiben wiederum

sehr eindrücklich (vgl. Heiliger / Wischnew-

ski 2003), wie rasch sich die Kinder erholen

und regenerieren können, sobald sie vor be¬

drohlichen Situationen, denen sie zuvor

ausgesetzt waren, geschützt werden. Wenn

sie erleben, dass die Schäden und Verletzun¬

gen, die ihnen zugefügt wurden, wahr- und

ernst genommen werden und alle Anstren¬

gungen einem konflikt- und gewaltfreien,
liebevollen und fördernden Lebensumfeld

gelten, kann eine Verarbeitung der Traumata

gelingen.

Zur Wirkung der Vaterrechtsbewegung

dem Verhalten dieser Väter zu tun haben

könnten, bleibt weithin ausgespart (vgl.
www.pappacom.de). Mit Eingaben und Be¬

schwerden an Jugendhilfe, Politik, Medien

und Justiz wird seit den 1990er-Jahren zu¬

nehmend Druck ausgeübt, die Rechte der

Väter im Zugriff auf die Kinder zu stärken.

Die Behauptung, Frauen würden grundlos
den Umgang verweigern (»Umgangsboy¬
kott«) und mit Falschanzeigen sexuellen

Missbrauch vortäuschen, führten bei Mitar¬

beiterinnen in Sozialarbeit, Psychologie und

Justiz zu Verunsicherung und Vorbehalten

gegenüber den Aussagen von Müttern und

Kindern (s. die Theorie des PAS - Parental

Alienation Syndrome, vgl. Kodjoe / Koeppel
1998; dazu die Widerlegung bei Busse/

Steller/Volbert 2000; Fegert 2001; Bruch

2002; Salgo 2002). Gegen das Gewalt¬

schutzgesetz wird zudem argumentiert,
Frauen seien gegen Männer innerhalb der

Familie mindestens gleichermaßen gewalt¬
tätig wie Männer gegen Frauen, wahrschein¬

lich eher noch häufiger (vgl. Bock 2001).
Derartig argumentierende und sich enga¬

gierende Väter haben selbst oftmals berufli¬

che Positionen inne, um ihre Auffassungen
medienwirksam zu verbreiten (vgl. z. B. der

Redakteur Mattussek im Spiegel 47/1997).
Betroffene Frauen haben häufig ihrerseits

versucht, die Aufmerksamkeit der Medien

auf ihre Situation und Probleme zu lenken,
doch zumeist erfolglos. Die Neigung, eher

den Vätern Glauben zu schenken und deren

Bemühen - auch mit Zwangsmitteln - zu

unterstützen, Kontakt zu den Kindern zu hal¬

ten, scheint allgemein gewachsen zu sein -

eine Einschätzung, die ohne Kultivierung
des Bildes einer boykottierenden, dem Vater

das Kind aus Egoismus vorenthaltenden

Mutter nicht zu haben ist (vgl. Rauscher

1998).

Warum übersehen viele Fachkräfte Schädi¬

gungen von Kindern und vertreten stereotyp
die Auffassung: »Das Kind muss zum Vater«

und handeln dementsprechend?
Das seit 1998 geltende Kindschaftsrecht

ist das Ergebnis von Bestrebungen - vor

allem aus der neu entstandenen Vaterrechts¬

bewegung -, die nach 1950, für Alleinerzie¬

hende in den 1970er-Jahren, gestärkten
Rechte der die Kinder versorgenden Mütter

teilweise wieder rückgängig zu machen (vgl.
Flügge 2003). Von »Entrechtung der Väter«

wird da in Pamphleten im Internet gespro¬

chen, von klammernden Müttern und lie¬

benden Vätern, wobei Unterstützung dieje¬
nigen erfahren, denen das Sorge- und Um¬

gangsrecht von den Frauen verweigert bzw.

erschwert wird. Dass die Gründe der Frauen

für ihre Verweigerungshaltung etwas mit

Vaterrechtliche Orientierung des

Umgangsrechts

Das neue Kindschaftsrecht mit der gemein¬
samen elterlichen Sorge als Regelfall - für

die sich der Vordenker der Vaterrechtsbewe¬

gung, Wassilios Fthenakis (München 1985),
bereits seit Anfang der 1980er-Jahre einge¬
setzt hat -, dem Umgangsrecht sowie der

Androhung von Zwangsgeld bis hin zur

Wegnahme der Kinder wegen Umgangsver¬
weigerung bei verordnetem Sorgerechts¬
wechsel, kann in seinen Auswirkungen als

Rückschritt zum Vaterrecht bewertet werden

(vgl. Flügge 2003). Auch wenn viele Frauen

mit ihren Kindern von der gemeinsamen
elterlichen Sorge, dem regelmäßigeren Um¬

gang und von der höheren Zahlungsmoral



Der Umgang des Kindes mit dem Vater wird von

Sozialarbeit, Justiz und Gutachterinnen überwiegend
als gemeinhin kindeswohlfordernd bewertet;

entsprechend wird er-auch bei entgegenstehendem
Willen eines Kindes - mit Zwangsmitteln durchgesetzt.

der Vater hinsichtlich des Unterhalts profitieren, wie

Proksch (a a O) betont, wirkt sich das geltende Kind-

schaftsrecht in hochstreitigen Fallen gleichwohl teil¬

weise erschreckend aus

Der Umgang des Kindes mit dem Vater wird von So¬

zialarbeit, Justiz und Gutachterinnen überwiegend als

gemeinhin kindeswohlfordernd bewertet, entsprechend
wird er - auch bei entgegenstehendem Willen eines

Kindes - mit Zwangsmitteln durchgesetzt (vgl Kodjoe /

Koeppel 1998) »Nicht erst die >Zwangs-Vollstreckung<,
sondern bereits ihre Möglichkeit bringt manchen sich

dem Umgang widersetzenden Elternteil zur Vernunft

und ist deshalb durchaus kindeswohlforderhch« (Rau¬
scher 1998, S 340), heißt es in einem Kommentar, des¬

sen Autor offensichtlich davon überzeugt ist, dass der

Kontakt zum Vater grundsatzlich kindeswohlfordernd ist

und es keine Grunde geben konnte, ihn zu verweigern

Die Androhung eines Zwangsgeldes von bis zu 25 000

Euro notigt Mutter, dem Kindsvater - trotz begründeter
Ängste und negativer Erfahrungen - das Kind zu über¬

antworten Die Zwangsgeldandrohung kann nicht nur

einmal, sondern immer wieder von neuem erhoben wer¬

den, eine Forderung, der sich die in aller Regel wirt¬

schaftlich schwächeren Mutter mit ihren Kindern, deren

Leben nach einer Trennung oftmals an oder unterhalb

der Armutsgrenze verlauft, hilflos ausgesetzt sehen

Zusatzlich zur Androhung des Zwangsgeldes kann die

Drohung mit dem Entzug des Sorgerechts wegen Um¬

gangsverweigerung erfolgen - eine Eskalation von Be¬

drängnissen, die dem Bemuhen der Mutter, ihre Kinder

und ihren Lebenszusammenhang vor zerstörerischen

Einflüssen eines gewalttatigen, missbrauchenden und

psychisch bzw alkoholkranken Vaters zu schützen, nicht

gerade forderlich ist So heißt es nach § 52a FGG4

»Das Gericht soll darauf hinwirken, dass die Eltern Ein¬

vernehmen über die Ausübung des Umgangs erzielen «

(a a O
,
Abs 4) Wird dies nicht erreicht, so »weist (das

Gericht, A H ) auf Rechtsfolgen hm, die sich auf eine

Vereitelung oder Erschwerung des Umgangs ergeben
können, insbesondere auf die Möglichkeit der Durchset¬

zung mit Zwangsmitteln nach § 33 oder der Einschrän¬

kung und des Entzugs der elterlichen Sorge unter den

Voraussetzungen der §§ 1666, 1671 und

1696 des Bürgerlichen Gesetzbuches«

(a a O
,
Abs 3)

Mit solchen drastischen Mitteln wird

keine Einigung zwischen den streitenden

Eltern erzielt, sondern eine bestimmte Les¬

art des Kindeswohls mit Zwang durchge¬
setzt Oftmals stellt diese Losung gerade
das Problem dar, wenn mit der erzwungenen

Durchsetzung des Kindeswohls die psychi¬
sche und körperliche Gesundheit und Ent¬

wicklung des Kindes aufs Spiel gesetzt wird

Dabei steht dann eher die Durchsetzung des

väterlichen Rechtes als die Sicherung des

Kindeswohls im Vordergrund Diese Schluss

folgerung liegt auch deshalb nahe, weil Va¬

ter, die den Umgang mit dem Kind von sich

aus ablehnen, bislang kaum Sanktionen zu

befurchten haben, wahrend die Einschüchte¬

rung und Bestrafung der Mutter, die den

Umgang zwischen Vater und Kind ableh¬

nen, unverhältnismäßig streng gehandhabt
werden

Dies kann als eine vaterrechthche Orien¬

tierung im Kindschaftsrecht gewertet werden

und als eine Disziplinierung von Frauen,
die sich mit ihren Kindern von dem Ex-

partner befreien und ein selbstbestimmtes

neues Leben aufbauen wollen Dieser Zu¬

sammenhang wird auch ganz offen formu¬

liert »Insbesondere darf nicht mehr der

Wunsch der Kindesmutter, einen für sich

selbst womöglich negativ beurteilten Le¬

bensabschnitt abzuschließen und deshalb

den Vater ihres Kindes aus dessen Leben zu

verbannen, zu einer Kindeswohlbelastung
werden ( ) Erst recht darf nicht der gele¬
gentlich propagierte feministische Egoismus
der Selbstverwirklichung mit Kind ohne Va¬

ter über das Umgangsrecht von Kind und

Vater siegen« (Rauscher 1998, S 336)

Folgerungen für eine kindeswohl-

fördernde Praxis des Umgangsrechts

Eine kritische Auseinandersetzung mit den

in diesem Beitrag erwähnten professionellen
Haltungen und eine Befähigung der Fach¬

basis zu einem angemessenen, opferschut-
zenden Umgang mit Mannergewalt gegen

Frauen und Kinder in der Familie sind drin¬

gend notwendig Im Hinblick auf die Siche¬

rung des Kindeswohls sowie eine Verände¬

rung der sozialarbeitenschen und juristi¬

schen Praxis durfte sich zudem eine Ände¬

rung des Kindschaftsrechts als unumgäng¬

lich erweisen Als Konsequenz der hier auf-
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gezeigten Probleme in der Handhabung des

Sorge- und Umgangsrechts sind u. a. folgen¬
de Forderungen zu erheben:
- Verweigerung des Umgangs für einen

Vater, der sein Kind sexuell missbraucht

und misshandelt hat;
- Kritik an einer Umgangsregelung gegen

den Willen des Kindes;
- Ersatzlose Streichung einer Erzwingung

des Umgangs durch Zwangsgeld bzw.

dessen Androhung (ersatzweise Haft!).
Die Grunde für die Umgangsverweige¬
rung von Muttern - sich selbst und das

Kind vor weiterem Schaden zu schützen -

müssen ernst genommen werden;
- Ausschluss des Sorgerechtsentzugs (und

damit Kindesentzugs) wegen Umgangs¬
verweigerung;

- Berücksichtigung von Gewalt des Kinds¬

vaters gegen die Mutter als Faktor von

Kindeswohlgefährdung. Umgang in die¬

sen Fallen nur beschützt bei Zustimmung
von Mutter und Kind sowie bei Nach¬

weis therapeutischer Behandlung des

gewalttatigen Vaters

Anmerkungen

1 Der Beitrag fußt zu großen Teilen aufden Berichten in dem

Reader Verrat am Kindeswohl Erfahrungen von Frauen mit

dem Sorge- und Umgangsrecht in hochstreitigen Fallen, hrsg
von Anita Heiliger und Traude Wischnewski 2003

2 Proksch formuliert hier wörtlich -Die hohe Anzahl von

75,54% Eltern mit geS nach Scheidung belegt, dass die geS
seit dem In Kraft-Treten des KindRG das bei Scheidung (über¬

wiegend) >ubhche< Sorgemodell in der Bevölkerung geworden
ist Im Zweifel entscheiden sich Eltem offenbar für den Bei

behalt dergeS, auch wenn sie dies nicht als eine (für sie) opti¬
male« nachehehche Gestaltung der elterlichen Veranrwortung
sehen Sie erkennen in der geS die bessere Alternative, als

Eltern miteinander zufriedenstellende Regelungen in Bezug
aufihre Kinder zu treffen < Text unter www bmj bund de/

media/archive/200 pdf
3 Der Familienrechtler Salgo widerspncht damit anhand von

statistischen Daten den Ergebnissen von Proksch, der aus den

Aussagen von Richterinnen über ihre subjektive Einschätzung
der Entwicklung von Streitigkeiten aufeinen Ruckgang
schließt

4 FGG Gesetz über die Freiwillige Genchtsbarkeit
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